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Datenschutz bei Nutzung von Location Based Services
im Unternehmen
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I. Location Based Information vs.
Standortdaten nach TKG
Daten, die einen räumlichen Bezug aufweisen, können
allgemein als Lokalisierungsdaten oder Location Based In-
formation (LBI) bezeichnet werden. Gängige Services1

1) S. zu Anwendungsbeispielen etwa den 19. Tätigkeitsbericht des BfD, S. 80 f.;
zur Überwachung von Kindern z.B. www.trackyourkid.de; zu Navigations-
diensten den aktuell populären Dienst www.nav4all.de oder www.oe-na-
vi.de; zu touristischen Diensten s. z.B. www.vesuv-projekt.de/ueberblick/
etourismus/dtg.html; zu Community-Diensten, bei denen Nutzer den Aufent-
haltsort anderer Nutzer angezeigt bekommen s. www.buddy-alert.com; spe-
ziell zum Datenschutz in der Verkehrstelematik Roßnagel, NZV 2006, 281 ff.

ba-
sieren auf der Mobilfunkzelle, in der ein Mobilfunkgerät
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eingebucht ist und die bereits zum Aufbau der Mobil-
funkverbindung erhoben werden muss (netzwerkbasierte
Lokalisierung).2

2) Über eine Mobilfunkzelle kann eine Lokalisierungspräzision zwischen
100 m und 35 km erreicht werden, je nachdem wie groß die Funkzelle ist,
Ranke, TKMR 2003, 19. Zu „terminalbasierten Lokalisierungsverfahren“ wie
mittels GPS s. Roßnagel/Jandt/Müller/Gutscher/Heesen, Datenschutzfragen
mobiler kontextbezogener Systeme, 2006, S. 69 ff.

Speziell beim Mobilfunk sind aber auch
präzisere Lokalisierungsdaten als die Mobilfunkzelle vor-
stellbar, die z.B. unter Berücksichtigung der Antennen-
sektoren oder mittels einer Signallaufzeitmessung ermit-
telt werden.

Neben den ohnehin anfallenden Lokalisierungsdaten gibt
es auch solche, die allein dem Zweck dienen, eine Lokali-
sierung zu ermöglichen, also nicht zum Aufbau einer TK-
Verbindung benötigt werden. Beispiele hierfür sind etwa
das GPS-Signal oder innerhalb eines Gebäudes Infrarotsi-
gnale.

Das Gesetz kennt den Begriff der „Location Based Infor-
mation“ oder der „Lokalisierungsdaten“ nicht. Im TK-
Recht wird lediglich der Begriff der „Standortdaten“ defi-
niert. Standortdaten sind nach § 3 Nr. 19 TKG Daten, die
in einem TK-Netz erhoben oder verwendet werden und
die den Standort des Endgeräts eines Endnutzers eines TK-
Dienstes für die Öffentlichkeit angeben.

TK-Netze sind nach § 3 Nr. 27 TKG die Gesamtheit an
Übertragungssystemen, die die Übertragung von Signalen
über Kabel, Funk, optische und andere elektromagneti-
sche Einrichtungen ermöglichen, einschließlich Satelli-
tennetzen wie etwa dem GPS.3

3) Vgl. Jandt/Schnabel, K&R 2008, 725, wonach das GPS kein TK-Netz ist,
u.a. mangels eines Datenaustauschs zwischen Satelliten und Datenempfän-
gern bzw. unter den Datenempfängern. Zumindest Letzteres ist jedoch über
andere Netzteile eines Gesamtsystems zur Nutzung von LBI möglich, z.B.
beim gegenseitigen Austausch in Nutzergruppen wie dem Buddy-Alert.

Auf Grund der weiten Defi-
nition liegt der Verwendung von LBS daher regelmäßig ein
TK-Netz i.S.d. TKG zu Grunde.

Weiterhin sind TK-Dienste nach § 3 Nr. 24 TKG in der Re-
gel gegen Entgelt erbrachte Dienste, die ganz oder über-
wiegend in der Übertragung von Daten über TK-Netze be-
stehen. Auch wenn Dienste nicht gegen Entgelt der End-
nutzer erbracht werden, kann ein TK-Dienst vorliegen, da
die Entgeltlichkeit keine zwingende Voraussetzung dafür
ist.

Indem jedoch das TK-Recht den Bereich der Standortdaten
nach § 3 Nr. 19 TKG auf TK-Dienste beschränkt, die für die
Öffentlichkeit angeboten werden müssen, erfasst die Re-
gelung nicht Lokalisierungsdaten aus privaten TK-Netzen
z.B. eines Unternehmens oder aus Diensten, die per se kei-
ne TK-Dienste sind. Dies betrifft alle Lokalisierungsdaten
aus Netzen, die für eine private Nutzergruppe betrieben
werden, insbesondere also innerbetriebliche Infrastruktu-
ren wie die Verwendung von Infrarotsignalen oder des
GPS in Kombination mit einem WLAN. Rechtsgrundlage
für die Erhebung und Verwendung von solchen Lokalisie-
rungsdaten, die nicht bei Nutzung eines TK-Dienstes für
die Öffentlichkeit erhoben wurden, sind – sofern sie perso-
nenbeziehbar sind – die allgemeinen Datenschutzgeset-
ze.4

4) Steidle, Multimedia-Assistenten im Betrieb, 2005, S. 308; Roßnagel/Jandt/
Müller/Gutscher/Heesen (o. Fußn. 2), S. 101; Kühling/Elbracht, in: Leupold/
Glossner (Hrsg.) Münchener Anwaltshandbuch IT-Recht, 2008, § 98 TKG
Rdnr. 141.

Das deutsche TK-Recht kennt weiterhin nur einen einheit-
lichen Begriff der Standortdaten. Die europarechtliche
Richtlinie (RL) über die Verarbeitung personenbezogener
Daten und den Schutz der Privatsphäre in der elektroni-
schen Kommunikation (EK-DSRL),5

5) RL 2002/58/EG des Europäischen Parlaments und des Rates v. 12.7.2002.

auf Grund der die Vor-
schrift über Standortdaten in das TKG aufgenommen wur-
de, differenziert jedoch weiter. Die RL spricht zum einen
von „standortbezogenen Verkehrsdaten“ entsprechend
Art. 6 Abs. 3 EK-DSRL. Diese sind zugleich Verkehrsdaten
nach § 3 Nr. 30 TKG, die zur Verbindungsherstellung be-
nötigt werden, z.B. die bereits genannte Funkzelle im Be-
reich des Mobilfunks. Daneben nennt die RL auch „andere
Standortdaten als Verkehrsdaten“ gem. Art. 9 EK-DSRL.
Sie sind „nur“ Lokalisierungsdaten und dienen nicht der
Verbindungsherstellung oder der Telekommunikation.6

6) Ranke, M-Commerce und seine rechtsadäquate Gestaltung, 2004, S. 174,
der solche Lokalisierungsdaten auch als „präzise Standortdaten“ bezeichnet,
da sie oftmals eine genauere Lokalisierung als den Bereich der Funkzelle zu-
lassen; s. zur Abgrenzung auch Eckhardt, in: Spindler/Schuster (Hrsg.), Recht
der elektronischen Medien, 2008, § 98 TKG Rdnr. 9.

II. Zulässigkeit einer Verwendung von
Standortdaten nach dem TKG
Im TK-Recht existieren mit den §§ 96 Abs. 3 und 98 TKG
verschiedene Regelungen zu Verkehrs- und Standortda-
ten. Daneben bestehen datenschutzrechtliche Zulässig-
keitstatbestände im Telemedienrecht.

1. Zulässigkeitsregelungen im TK-Recht
Die Verwendung von Verkehrsdaten ist nach § 96 Abs. 1
und 2 TKG im Wesentlichen zur Erbringung der TK-Leis-
tung und zur Abrechnung kraft Gesetz zulässig. Die
zweckfremde Verwendung von Verkehrsdaten, die zur
Verbindungsherstellung erhoben wurden, für einen LBS-
Dienst bedarf nach § 96 Abs. 3 TKG der Einwilligung des
Nutzers. Denn nach Beendigung der TK-Verbindung sind
Verkehrsdaten für den Verbindungsvorgang nicht mehr er-
forderlich und müssen nach § 96 Abs. 2 TKG gelöscht wer-
den.7

7) Davon unberührt bleibt freilich die Pflicht zur Speicherung aus anderen
Zwecken, insb. die Pflicht zur Vorratsdatenspeicherung nach § 113a TKG.
Zur Löschungsfrist der bei der Telekommunikation anfallenden Daten s. Steid-
le (o. Fußn. 4), S. 262 ff.

§ 96 Abs. 3 TKG gilt aber nur für Verkehrsdaten, die nicht
zugleich Standortdaten sind, also z.B. nicht für eine Mobil-
funkzelle.8

8) So können bestimmte Verkehrsdaten für einen Dienst mit Zusatznutzen er-
forderlich sein, z.B. zur Ermittlung günstiger Preselection-Rufnummern.

Denn für Standortdaten besteht mit § 98 TKG
eine vorrangige Sonderregelung.9

9) Steidle (o.Fußn. 4), S. 306; Ranke (o.Fußn. 6), S. 179; Jandt, MMR 2007, 75 f.

Danach ist eine Ver-
wendung von Standortdaten nur zulässig, wenn die Daten
anonymisiert wurden oder wenn der Teilnehmer seine Ein-
willigung in die Nutzung erteilt hat.

2. Parallele Anwendung des Telemedienrechts
In der Regel sind LBS Telemediendienste, für die das TMG
gilt.10

10) Vgl. Steidle (o. Fußn. 4), S. 304; Jandt (o. Fußn. 9), S. 74 f. noch zur alten
Rechtslage nach dem TDG.

Nach § 1 Abs. 1 Satz 1 TMG ist ein Telemediendienst
ein elektronischer Informations- und Kommunikations-
dienst, soweit er nicht Telekommunikation, tk-gestützt
oder Rundfunk ist (negative Abgrenzung). Neben dem Te-
lemedienrecht ist das TK-Recht grundsätzlich parallel an-
wendbar. Nach § 1 Abs. 3 TMG bleibt das TKG von den
Regelungen des TMG unberührt.

Aus der parallelen Anwendung von TK- und Telemedien-
recht ergibt sich, dass die Zulässigkeit der Erhebung und
Verwendung von Standortdaten für den Anbieter des TK-
Dienstes (etwa den Mobilfunkanbieter) und den Anbieter
des LBS-Dienstes, der Standortdaten des TK-Diensteanbie-
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ters verwendet (etwa den Anbieter eines LBS zum Flotten-
management), unterschiedlich zu beurteilen ist.

III. Verwendung von Standortdaten im
Unternehmen
Will ein Unternehmen einen LBS-Dienst nutzen, so ist bei
Bestehen eines Nutzungsvertrags mit einem TK-Dienste-
anbieter eine Möglichkeit, dass zusätzlich die Dienste
eines LBS-Anbieters in Anspruch genommen werden, der
das Verkehrsdatum der Funkzelle verwendet. Im Grund-
satz können dann drei relevante Phasen der Datenverwen-
dung in einer Konstellation aus Unternehmen, TK-Diens-
teanbieter und LBS-Anbieter unterschieden werden. Zu-
nächst werden Standortdaten im Verhältnis des TK-Diens-
teanbieters zum Unternehmen erhoben. Anschließend
werden sie vom TK-Diensteanbieter an den LBS-Anbieter
übermittelt. Letztlich werden die Standortdaten von dem
LBS-Anbieter im Verhältnis zum Unternehmen verwendet
und die Dienste den Mitarbeitern gegenüber erbracht.

Die ersten zwei Phasen der Erhebung und Übermittlung
der Standortdaten sind klassische Telekommunikation und
richten sich daher nach dem TKG. Die Verwendung der
Standortdaten durch den LBS-Anbieter i.R.e. Telemedien-
dienstes richtet sich nach dem TMG. Daneben sind ar-
beitsrechtliche Anforderungen zu berücksichtigen.

1. Erhebung der Standortdaten und Übermittlung an den
LBS-Anbieter

a) Verhältnis des Unternehmens zum TK-Diensteanbieter
Unabhängig davon, ob es sich bei den verwendeten
Standortdaten um standortbezogene Verkehrsdaten oder
andere Standortdaten als Verkehrsdaten handelt, bestimmt
sich die Zulässigkeit der Verwendung nach der Spezialvor-
schrift des § 98 TKG.11

11) S.o. Fußn. 9.

Danach dürfen Standortdaten nur
im erforderlichen Maß verarbeitet werden, wenn sie ano-
nymisiert wurden oder der Teilnehmer seine Einwilligung
erteilt hat.

Teilnehmer ist nach § 3 Nr. 20 TKG jede natürliche oder ju-
ristische Person, die mit einem Anbieter von TK-Diensten
einen Vertrag über die Erbringung derartiger Dienste ge-
schlossen hat. Dabei ist die Besonderheit zu beachten,
dass im Verhältnis eines Unternehmens gegenüber dem
TK-Diensteanbieter nur das Unternehmen als vertraglich
gebundener Teilnehmer in die Verwendung der Standort-
daten nach dem Wortlaut der Vorschrift des § 98 Abs. 1
Satz 1 TKG einwilligen muss. Gegenüber den Mitarbeitern
als Nutzer sieht § 98 Abs. 1 Satz 2 TKG lediglich eine Infor-
mationspflicht vor.12

12) Vgl. Eckhardt (o. Fußn. 6), § 98 TKG Rdnr. 13.

Der Verarbeitungsbegriff in § 98 TKG ist weit auszulegen.
Er umfasst nicht nur die Phasen des Speicherns, Verän-
derns, Übermittelns, Sperrens und Löschens von Daten
wie der Verarbeitungsbegriff im BDSG nach § 3 Abs. 4
BDSG. Er ist vielmehr vor dem Hintergrund der Europäi-
schen Datenschutzrichtlinie (DSRL),13

13) RL 95/46/EG zum „Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung per-
sonenbezogener Daten und zum freien Datenverkehr“ des Europäischen Par-
laments und des Rates v. 24.10.1995.

die nach Art. 2 lit. b)
DSRL nur einen einheitlichen Verarbeitungsbegriff inklusi-
ve der Phasen des Erhebens und Nutzens kennt, weit aus-
zulegen und umfasst alle Phasen der Datenverwendung.14

14) Steidle (o. Fußn. 4), S. 133; Brühann, in: Roßnagel, Hdb. Datenschutz-
recht, 2003, Kap. 4.2 Rdnr. 31 ff.; Eckhardt (o. Fußn. 6), § 98 TKG Rdnr. 10.

Somit bedarf auch die Phase der Erhebung von Standortda-
ten im Verhältnis des TK-Diensteanbieters zum Unterneh-
men nach § 98 Abs. 1 Satz 1 TKG dessen Einwilligung.
Handelt es sich um standortbezogene Verkehrsdaten, die
ohnehin zur Herstellung der TK-Verbindung erforderlich
sind, so darf der TK-Diensteanbieter diese zwar kraft Ge-
setz nach § 96 Abs. 1 TKG erheben, müsste sie jedoch oh-
ne Einwilligung des Unternehmens umgehend nach Ver-
bindungsende gem. Abs. 2 löschen und dürfte sie nicht zur
späteren Übermittlung an einen LBS-Dienst speichern.15

15) S. o. Fußn. 7.

Ebenso bedarf der Übermittlungsvorgang der Standortda-
ten durch den TK-Diensteanbieter an den LBS-Anbieter
nach § 98 Abs. 1 Satz 1 TKG einer Einwilligung des Unter-
nehmens.

b) Verhältnis des Unternehmens zu den Mitarbeitern
Im Bereich der betrieblichen Nutzung eines LBS-Dienstes
müsste nach dem Wortlaut des § 98 Abs. 1 TKG nur das
Unternehmen gegenüber dem TK-Diensteanbieter einwil-
ligen, nicht aber die Mitarbeiter, die den LBS-Dienst als Ar-
beitsmittel nutzen (müssen) und deren Standortdaten ver-
wendet werden. Zudem ist das TKG und damit auch § 98
TKG im Verhältnis des Unternehmens zu den Beschäftig-
ten nach h.M. bei der rein betrieblichen Telekommunika-
tion nicht anwendbar,16

16) Steidle (o. Fußn. 4), S. 158 ff. m.w.Nw. Im Verhältnis des Unternehmens
zu den Beschäftigten fehlt es an der nach § 3 Nr. 10 TKG für die Erbringung ge-
schäftsmäßiger TK-Dienste erforderlichen Erbringung von Telekommunika-
tion „an Dritte“.

sodass das Unternehmen auch
nicht selbst zum LBS-Anbieter i.S.d. TKG gegenüber den
Mitarbeitern werden kann. Im Arbeitsverhältnis bestimmt
sich die Zulässigkeit der Verwendung personenbezogener
Daten vorrangig nach § 28 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BDSG. Da-
mit stellt sich die Frage, ob bzw. wie ein Arbeitgeber mit
Wirkung für die Mitarbeiter einen LBS-Nutzungsvertrag
abschließen und den Dienst ggf. als Arbeitsmittel vorge-
ben kann.

Aus dem Erwägungsgrund Nr. 35 der EK-DSRL, wonach
die Verarbeitung von Standortdaten für die Bereitstellung
von Diensten mit Zusatznutzen nur nach Einwilligung ge-
stattet werden soll, kann der Grundgedanke entnommen
werden, dass Standortdaten grundsätzlich nur dann ver-
wendet werden dürfen, wenn eine Einwilligung vorliegt.
Der Gesetzgeber hat bei der Umsetzung der RL eine Ein-
willigung nur des Teilnehmers für ausreichend erachtet, da
der Mobilfunkanbieter auch nur diesen als seinen Ver-
tragspartner kennt.17

17) BT-Drs. 15/2316, S. 88.

Der Gesetzgeber hatte dabei jedoch
nicht die Absicht, bestimmte nicht vorhergesehene Kon-
stellationen vom Einwilligungserfordernis auszuschlie-
ßen. Sinn und Zweck des § 98 TKG ist es unter anderem,
dass die Verwendung von Standortdaten nicht auch durch
die gesetzlichen Zulässigkeitstatbestände18

18) So auch Jandt (o. Fußn. 9), S. 76.

zulässig sein
soll, sondern nur auf Grund einer Einwilligung. So sieht
§ 98 TKG explizit keine Zulässigkeit auf Grund gesetz-
licher Normen vor, wie etwa in § 4 Abs. 1 BDSG durch den
Verweis auf „andere Rechtsvorschriften“ vorgesehen.19

19) Zu den speziell geregelten Ausnahmen s. § 108 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 TKG,
wonach Notdienste unabhängig von einer Einwilligung auf Standortdaten zu-
greifen können müssen.

Insbesondere im betrieblichen Umfeld besteht zudem das
spezifische Risiko der Bildung von personenbezogenen
Bewegungsprofilen. Denn im Arbeitsverhältnis ist zu be-
rücksichtigen, dass der Diensteanbieter den LBS-Dienst
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für eine Belegschaft, also eine geschlossene Benutzergrup-
pe, erbringt und damit eine Zuordnung der Standortdaten
zum Mitarbeiter durch den Anbieter oder Arbeitgeber er-
heblich einfacher fällt als bei beliebigen und unbestimm-
ten Mitnutzern eines Teilnehmers.

Zu berücksichtigen ist ferner, dass der Arbeitgeber zwar
die Arbeitsmittel vorgeben kann,20

20) Steidle (o. Fußn. 4), S. 114; Däubler, Internet und Arbeitsrecht, 2001,
Rdnr. 83; so auch Wedde, CR 1995, 42 zur Anordnung der Nutzung von Mo-
biltelefonen und Ernst, NZA 2002, 585 zur Einführung eines Internetanschlus-
ses.

jedoch nach § 75
Abs. 2 BetrVG auch gehalten ist, das Persönlichkeitsrecht
der Beschäftigten zu fördern. Dem steht ein Vorgehen ent-
gegen, das in Widerspruch zu grundsätzlichen Zielen der
EK-DSRL steht.21

21) Steidle (o. Fußn. 4), S. 175 f.; Hanau/Kania, in: Erfurter Kommentar, § 75
BetrVG Rdnr. 9; Fitting u.a., BetrVG, 2002, § 75 Rdnr. 74.

Folglich wirkt der Rechtsgedanke des § 98 TKG richtlini-
enkonform über § 75 Abs. 2 BetrVG in das Arbeitsverhält-
nis hinein, sodass der Arbeitgeber die Einwilligung gegen-
über dem TK-Diensteanbieter erst erteilen darf, wenn er
selbst eine Einwilligung der Mitarbeiter erhalten hat oder
eine individuelle Einwilligungen ersetzende Betriebsver-
einbarung dies legitimiert.22

22) Steidle (o. Fußn. 4), S. 307; a.A. Hallaschka/Jandt, MMR 2006, 438, wo-
nach im Innenverhältnis auch § 28 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BDSG – also eine ge-
setzliche Zulässigkeitsnorm – genügen soll.

Selbst wenn man entgegen dieser Ansicht die Möglichkeit
einer Zulässigkeit der Verwendung von Standortdaten
durch den Arbeitgeber nach § 28 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BDSG
annehmen würde, wäre jedoch zu bedenken, dass die Ver-
wendung standortbezogener Daten in der Regel nicht für
die Zweckbestimmung des Arbeitsvertrags erforderlich
wäre. Denn die geschuldete Arbeitsleistung konnte auch
in der Vergangenheit ohne die Nutzung von LBS-Diensten
erbracht werden, woran sich oftmals nichts ändern würde.

Aus Sicht der Praxis wird davon auszugehen sein, dass je-
denfalls in größeren Betrieben die Einführung moderner
LBS-Dienste wegen des Mitbestimmungsrechts des Be-
triebsrats nach § 87 Abs. 1 Nr. 6 BetrVG bei der Einführung
technischer Einrichtungen, die eine Überwachung ermög-
lichen,23

23) Entgegen dem Wortlaut des „Bestimmtseins“ genügt die Möglichkeit
einer technischen Überwachung und löst nach der Rspr. des BAG das Mitbe-
stimmungsrecht aus, BAG, AP Nr. 2 zu § 87 BetrVG 1972, st. Rspr.

ohnehin dessen Beteiligung erforderlich macht,
sodass in aller Regel eine Betriebsvereinbarung die Nut-
zung des LBS-Dienstes regelt.

2. Verwendung von Standortdaten durch den LBS-
Anbieter

a) Verhältnis des Unternehmens zum LBS-Anbieter
Schließt ein Unternehmen weiterhin einen Vertrag über
die Nutzung eines LBS-Dienstes mit einem LBS-Anbieter
ab, so gilt § 98 TKG in diesem Vertragsverhältnis nicht.24

24) Steidle (o. Fußn. 4), S. 306; Jandt (o. Fußn. 9), S. 77; a.A. Ranke (o. Fußn.
6), S. 179 ff. und (ausdrücklich entgegen der Hamburgischen Datenschutzbe-
auftragten) Witten, in: Beck’scher TKG-Komm., § 98 Rdnr. 11, die § 98 als lex
specialis sehen.

Ein LBS-Dienst ist ein Telemediendienst, dem Telekommu-
nikation zwar zu Grunde liegt, jedoch sind das TK- und Te-
lemedienrecht nach dem Willen des (Europäischen) Ge-
setzgebers getrennt zu regelnde Rechtsgebiete, sodass Re-
gelungen des TK-Rechts grundsätzlich nicht auf das Tele-
medienrecht übertragbar sind.25

25) S. BT-Drs. 15/2316, S. 88, entsprechend der engen Voraussetzungen der
EK-DSRL für den Bereich des TK-Rechts.

Des Weiteren wäre das Erfordernis einer gesonderten Ein-
willigung des Unternehmens entsprechend § 98 TKG in
die Übermittlung der Standortdaten an den LBS-Anbieter
und die Verwendung durch diesen sinnwidrig, da das Un-
ternehmen mit dem LBS-Anbieter gerade einen Vertrag
über dessen Dienstleistungen abschließt und daher bereits
im Vertragsschluss konkludent eine Einwilligung in die
Nutzung der Standortdaten liegt.26

26) Demgegenüber kann eine solche konkludente Einwilligung ggü. dem TK-
Diensteanbieter nicht angenommen werden, da Vertragszweck in diesem
Verhältnis nur die Erbringung von TK-Diensten ist, Jandt (o. Fußn. 9), S. 77.

Ein Diensteanbieter darf folglich nach § 15 Abs. 1 TMG
personenbezogene Daten erheben und verwenden, so-
weit dies erforderlich ist, um die Inanspruchnahme eines
LBS-Dienstes für das Unternehmen zu ermöglichen und
abzurechnen. Offen ist jedoch, wie dabei Anforderungen
aus dem Arbeitsverhältnis des Unternehmens mit den Mit-
arbeitern zu berücksichtigen sind.

b) Verhältnis des Unternehmens zu den Mitarbeitern
Gegenüber den Mitarbeitern ist innerbetrieblich wieder-
um auf das allgemeine Datenschutzrecht zurückzugrei-
fen. Das TMG gilt nach § 11 Abs. 1 Nr. 2 TMG nicht in dem
Fall der ausschließlichen Steuerung von Arbeits- oder Ge-
schäftsprozessen.

Im Ergebnis könnten Standortdaten daher nur nach dem im
Arbeitsverhältnis regelmäßig geltenden § 28 Abs. 1 Satz 1
Nr. 1 BDSG verwendet werden, und zwar so weit, wie es
für die Zweckbestimmung des konkreten Vertrags erforder-
lich ist oder § 28 Abs. 3 BDSG es in richtlinienkonformer
Auslegung nach der EK-DSRL und unter Berücksichtigung
des § 75 Abs. 2 BetrVG erlaubt. Die damit verbundenen
Bewertungen lassen oftmals keine rechtssicheren Aussa-
gen zur Zulässigkeit zu. Zudem sprechen gegen die An-
wendung einer gesetzlichen Zulässigkeitsnorm für die Ver-
wendung von Standortdaten im Arbeitsverhältnis die be-
reits unter Ziff. III.1.b) erörterten Argumente. Im Arbeits-
verhältnis sollte die Verwendung von Standortdaten daher
nur auf Grund einer vorherigen Einwilligung der Mitarbei-
ter bzw. einer betrieblichen Regelung zulässig sein.

IV. Verwendung von tk-fremden
Lokalisierungsdaten im Unternehmen
Neben LBS-Diensten, die Standortdaten aus dem Bereich
des Mobilfunks verwenden, gibt es auch Dienste, die an-
dere Daten wie beispielsweise das GPS oder Infrarotsigna-
le in einem von und für ein Unternehmen betriebenen ei-
genen Netz verwenden. Unternehmen können so z.B. Mit-
arbeiter in den Räumen des Betriebs oder auf dem Be-
triebsgelände orten. Solche Lokalisierungsdaten sind da-
her für das Unternehmen regelmäßig personenbezogen.27

27) Zur Frage des Personenbezugs von Lokalisierungsdaten s. Jandt/Schnabel
(o.Fußn. 3), S. 724.

Die Daten fallen nicht unter die Definition der Standortda-
ten nach § 3 Nr. 19 TKG, da keine Nutzung eines TK-
Dienstes für die Öffentlichkeit stattfindet. Die Regelung
des § 98 TKG ist daher schon aus diesem Grund nicht an-
wendbar. Bei der rein betrieblichen Telekommunikation
wäre das TKG ohnehin nicht anwendbar, selbst wenn
Standortdaten wie eine Mobilfunkzelle oder GPS-Signale
verwendet werden. Ebenso ist das Telemedienrecht gem.
§ 11 Abs. 1 Nr. 2 TMG bei der rein betrieblichen Nutzung
nicht anwendbar.

Bei der betrieblichen Nutzung von tk-fremden Lokalisie-
rungsdaten bestimmt sich die Zulässigkeit der Verwen-
dung folglich ebenfalls „nur“ nach dem allgemeinen Da-
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tenschutzrecht. Es muss daher im Grundsatz wiederum auf
die allgemeine Norm des § 28 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BDSG
i.V.m. § 75 Abs. 2 BetrVG zurückgegriffen werden.28

28) Steidle (o. Fußn. 4), S. 158 ff. m.w.Nw.

Gegen den Rückgriff auf eine gesetzliche Zulässigkeits-
norm speziell für die Verwendung von Lokalisierungsda-
ten im Arbeitsverhältnis sprechen jedoch die bereits für
Standortdaten erörterten Argumente, sodass auch außer-
halb der Verwendung von TKG-Standortdaten die Verwen-
dung von Lokalisierungsdaten nur auf Grund einer Einwil-
ligung oder einer Betriebsvereinbarung zulässig sein soll-
te. Im Ergebnis ist dies jedenfalls für eine rechtssichere Da-
tenverwendung zu empfehlen.

V. Fazit
Die Betrachtung der Regelungen zu Standortdaten nach
§§ 3 Nr. 19, 96 Abs. 3, 98 TKG im Kontext eines betrieb-
lichen Einsatzes zeigt, dass die gesetzlichen Vorschriften
noch lückenhaft sind.

Dies liegt zunächst daran, dass Standortdaten im TKG defi-
niert sind und danach nur Daten sind, die sich auf TK-

Dienste für die Öffentlichkeit beziehen. Werden LBS-
Dienste jedoch in einem Umfeld eingesetzt, in dem das
TKG entweder nicht anwendbar ist – so insbesondere im
Arbeitsverhältnis bei der rein betrieblichen Nutzung –
oder wenn Daten außerhalb von TK-Diensten für die Öf-
fentlichkeit verwendet werden, ist wie bislang auf die all-
gemeinen datenschutzrechtlichen Zulässigkeitsnormen
zurückzugreifen. Damit gelten die speziellen Regelungen
für LBS für eine Vielzahl praktisch relevanter Fälle nicht.
Insbesondere die Zulässigkeitsnorm des § 28 BDSG ist je-
doch auf Grund ihrer offenen und generalklauselartigen
Formulierung nicht unproblematisch29

29) Simitis, in: Simitis, BDSG, 2006, Einl. Rdnr. 101 ff. m.w.Nw.; Steidle
(o. Fußn. 4), S. 191.

und widerspricht
als gesetzliche Zulässigkeitsnorm dem Erfordernis einer
Einwilligung nach der EK-DSRL und § 98 TKG.

Darüber hinaus bestehen Rechtsfragen, wenn Teilnehmer
und Nutzer eines LBS-Dienstes nicht identisch sind,30

30) Zum Datenschutz im TMG bei Mehrpersonenverhältnissen Jandt, MMR
2006, 652.

da
§ 98 TKG lediglich die Einwilligung des Teilnehmers erfor-
dert. Jedenfalls für den Bereich des Arbeitsverhältnisses
wird schon aus Gründen der Rechtssicherheit eine diffe-
renzierte Regelung erforderlich sein, die regelmäßig in
einer Betriebsvereinbarung bestehen wird, ggf. zukünftig
auch in einem eigenen Arbeitnehmerdatenschutzgesetz
enthalten sein könnte.31

31) Zu praxisrelevanten und möglichen Regelungen aus Sicht des TK- und
Telemedienrechts in einem Arbeitnehmerdatenschutzgesetz s. Steidle (o.
Fußn. 4), S. 386 ff. m.w.Nw.
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